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Anfrage mit Vorrang zur schriftlichen Beantwortung P-000819/2024
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Artikel 138 der Geschäftsordnung
Alexander Bernhuber (PPE)

Betrifft: Verordnung über Entwaldung

1. Die Präsidentin der Kommission gab öffentlich das Ziel bekannt, die Verwaltungslasten für 
Landwirte nach Möglichkeit zu verringern. Wann und auf welche Weise werden die geplanten 
massiven zusätzlichen Verwaltungslasten, Kosten und Einschränkungen für Landwirte und 
Waldbesitzer, die sich aus der Verordnung (EU) 2023/1115 ergeben, verringert?

2. In Österreich sind mehr als 50 % der Flächen mit Wäldern bedeckt. Die Waldfläche hat sich in den 
letzten Jahrzehnten um 330 000 Hektar vergrößert, wobei ein Großteil dieser Fläche zuvor vor allem 
für landwirtschaftliche Zwecke genutzt wurde. In der Zwischenzeit wurde die landwirtschaftlich 
genutzte Fläche in Österreich um mehr als 1 000 000 Hektar reduziert, was hauptsächlich auf den 
Bau von Infrastruktur zurückzuführen ist. Erwägungsgrund 16 der Verordnung (EU) 2023/1115 
zufolge verursacht die Ausdehnung der Landwirtschaft fast 90 % der weltweiten Entwaldung. Warum 
wird für Länder wie Österreich, in denen die Situation genau umgekehrt ist, keine Ausnahme 
gemacht?

3. Holz aus EU-Wäldern, das nach dem 31. Dezember 2020 für landwirtschaftliche Zwecke 
umgewandelt wurde, darf nicht in Verkehr gebracht oder ausgeführt werden, selbst wenn die 
Umwandlung an einem anderen Ort von einer nationalen Behörde rechtlich genehmigt wurde. Warum 
darf Holz aus Wäldern, die in einen Park- oder Golfplatz umgewandelt wurden, noch in Verkehr 
gebracht oder ausgeführt werden?
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